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Geschäftszahl 

Ra 2022/21/0044 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/22/0194 E 22. März 2018 RS 1 

Stammrechtssatz 

Gemäß § 52 Abs. 5 FrPolG 2005 ist die Erlassung einer Rückkehrentscheidung gegen bestimmte 
Drittstaatsangehörige nur dann zulässig, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 Abs. 3 FrPolG 2005 die 
Annahme rechtfertigen, dass der weitere Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen eine gegenwärtige, 
hinreichend schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellt. Dabei muss eine das 
Gesamtverhalten des Fremden berücksichtigende Prognosebeurteilung vorgenommen werden, wobei im 
Fall von strafgerichtlichen Verurteilungen gestützt auf das diesen zugrunde liegende Fehlverhalten unter 
Berücksichtigung seiner Art und Schwere eine Gefährdungsprognose zu treffen ist (vgl. VwGH 
20.10.2016, Ra 2016/21/0289). 
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